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Zielabweichungsverfahren für den Bebauungsplan Nr. 6 "Bahnhofs-
vorstadt" der Stadt Eisenach, Wartburgkreis 

Für den Bebauungsplan Nr. 6 „Bahnhofsvorstadt“ beantragte die Stadt Eisen-
ach die Durchführung eines Zielabweichungsverfahrens nach § 11 Thüringer 
Landesplanungsgesetz (ThürLPlG, GVBl Thüringen 13/2012 vom 
21.12.2012). Vorgesehen ist die städtebauliche Neuordnung des Plangebietes 
um die Bahnhofstraße, die dabei den im Regionalplan Südwestthüringen (RP-
SWT, Bekanntgabe der Genehmigung im ThürStAnz 19/2011 vom 
09.05.2011) festgelegten Korridor der Trassenfreihaltung Straße zur Verle-
gung der Ortsdurchfahrt Eisenach im Zuge der B 19 („Tor zur Stadt“) umfasst. 
Die entsprechend Ziel Z 3-5 RP-SWT im öffentlichen Interesse erforderlichen 
Straßentrassen sind von entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten. Das 
Vorhaben steht damit im Widerspruch zum genannten Ziel der Raumordnung. 

Es ergeht folgende landesplanerische Entscheidung. 

 

I. 

Die Abweichung von dem in Ziel Z 3-5 des Regionalpl an Südwestthürin-
gen festgesetzten Korridor Trassenfreihaltung Straß e wird für den Gel-
tungsbereich des, in den Unterlagen näher beschrieb enen, Vorhabens 
zugelassen. 

 

II. 

Die unter Ziffer I. ausgesprochene Zulassung ist mit folgenden Hinweisen und 
Anregungen der Verfahrensbeteiligten verbunden: 

Das Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr weist darauf hin, dass mit Um-
setzung der beantragten Zielabweichung künftige Forderungen der Stadt Ei-
senach gegenüber der Straßenbauverwaltung zur Verbesserung der Ver-
kehrsprobleme im betroffenen Bereich ausgeschlossen sind. 

  

Mit Empfangsbestätigung 
Stadtverwaltung Eisenach 
Frau Kerstin Menge 
Markt 22 
99817 Eisenach 
 
Nur per Mail an: stadtentwicklung@eisenach.de 
andreas.diedrich@eisenach.de 
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III. 

Begründung 

 

Sachverhalt: 

Mit Schreiben vom 18.01.2023 beantragt die Stadt Eisenach die Durchführung 
eines Zielabweichungsverfahrens für den Bebauungsplan Nr. 6 „Bahnhofs-
vorstadt“ und der darin beabsichtigten städtebaulichen Neuordnung des Ge-
bietes um die Bahnhofstraße. 

Das Plangebiet umfasst gemäß Raumnutzungskarte des RP-SWT auch den 
Korridor zur Trassenfreihaltung Straße zur Verlegung der Ortsdurchfahrt Ei-
senach im Zuge der B 19 („Tor zur Stadt“). Diese nach Ziel Z 3-5 RP-SWT im 
öffentlichen Interesse erforderliche Straßentrasse ist von entgegenstehenden 
Nutzungen freizuhalten. Das Vorhaben steht damit im Widerspruch zum ge-
nannten Ziel. 

 

Das Zielabweichungsverfahren (ZAV) für die geplante Maßnahme wurde am 
26.01.2023 eröffnet. Es erging gemäß § 11 Abs. 3 ThürLPlG an die Regionale 
Planungsgemeinschaft Südwestthüringen (RPG-SWT), das Landratsamt 
Wartburgkreis sowie das Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr (TLBV) 
die Aufforderung zur Stellungnahme. 

 

2. Auswertung der Stellungnahmen 

Regionale Planungsgemeinschaft Südwestthüringen (Stellungnahme vom 
15.02.2023) 

Die RPG-SWT stimmt der beantragten Zielabweichung zu. Sie begründet ihre 
Entscheidung insofern, dass die ursprünglich beabsichtigte Verlegung der 
Straßentrasse im Zuge der B 19 räumlich und funktional wenig realistisch ist. 
Raumordnerisch würden sich aus einer solchen kleinteiligen Straßenverle-
gung keine relevanten Entlastungseffekte für den innerstädtischen Verkehr er-
geben. 

Bereits im Zuge der Erstellung des ersten Entwurfs zur Änderung des Regio-
nalplans Südwestthüringen (E-RP-SWT, Beschluss-Nr. 06/371/2018 vom 
27.11.2018) wurde diese Trassensicherung und das auf sie ausgerichtete Ziel 
der Raumordnung verworfen. Gründe waren sowohl nicht belastbare verkehrs-
planerische Grundlagen (z.B. fehlende Berücksichtigung des Bundesver-
kehrswegeplan 2030) als auch eingetretene faktische Hürden im Kontext von 
Altlastenfreistellung und Umsetzung der planfestgestellten Straßenbaumaß-
nahme „Neubau Verkehrsanlagen B 19 – Tor zur Stadt in Eisenach“. Aus Sicht 
der RPG-SWT ist unter den genannten Aspekten eine Abweichung vom Ziel 
der Raumordnung Z 3-5 schlüssig und konsequent. 

 

Landratsamt Wartburgkreis (Stellungnahme vom 27.02.2023) 

Das Landratsamt stimmt der beantragten Zielabweichung zu. 

Es wurde vor ca. 20 Jahren angestrebt die Verlagerung der B 19 im Bereich 
der Bahnhofstraße in den Bundesverkehrswegeplan 2003 aufzunehmen, was 
jedoch nicht gelang. Der Regionalplan 2012 hat dieses regional bedeutsame 
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Vorhaben ca. 10 Jahre später als raumordnerisches Ziel ausgewiesen. Eine 
abgestimmte Umsetzung auf kommunaler Ebene konnte jedoch auch weitere 
10 Jahre später nicht geleistet werden. Die schwierige Situation der Umset-
zung der Trasse an dieser Stelle (z.B. Engpässe und Gefälle) stellt neben dem 
fehlenden Engagement des Bundes ein Hemmnis dar, sodass das raumord-
nerische Ziel an sich als gegenwärtig nicht mehr umsetzbar erscheint. Zudem 
haben zwischenzeitlich in diesem Bereich die planfestgestellten Änderungen 
und Ertüchtigungen an der Fahrbahn der B 19 (wie der Ausbau der Kreisver-
kehre), der Bau des ZOB und die Lenkung des ÖPNV-Verkehrs die Verkehrs-
verhältnisse bereits etwas entspannt. 

Zusätzlich dazu hat der Bundesverkehrswegeplan 2030 im Jahr 2016 die so-
genannte „Rennsteigquerung“ im Zuge der B 19 aufgenommen, die bestehend 
aus den zusammenhängenden Teilprojekten: Ortsumfahrung (OU) Stockhau-
sen (Teilprojekt B19-G40-TH-T1-TH) und Tunnelquerung Wilhelmstahl – Ei-
senach (Teilprojekt B19-G40-TH-T2-TH) eine deutlich großräumigere Entlas-
tung des Stadtgebietes der Stadt Eisenach und der B 19 (über Hohe Sonne) 
bewirken als der kleinere Ansatz der Umverlegung der B 19 in der Bahnhofs-
vorstadt Eisenachs umsetzen kann. Der erste Entwurf des Regionalplans Süd-
westthüringen von 2018 sieht zudem auch keine Berücksichtigung des Zieles 
der Trassenfreihaltung an dieser Stelle mehr vor. 

Und wie das Integrierte Stadtentwicklungskonzept 2030 Eisenachs festhält, 
beabsichtigt die Stadt selbst das Vorhaben nicht mehr weiter zu verfolgen und 
möchte stattdessen aus gesamtstädtischer Entwicklungsperspektive heraus 
die großräumige Umfahrung der B 19 anstreben (Rennsteigquerung), was der 
Wartburgkreis unterstützt. 

 

Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr – Region Südwest (Stellungnahme 
vom 09.03.2023) 

Das TLBV äußert keine grundlegenden Bedenken gegen die beantragte Ziel-
abweichung. 

Die Aufgabe der Freihaltetrasse am Bahnhof wird insofern problematisch ge-
sehen, weil das Vorhaben „B 19 Wilhelmsthal – Eisenach“ im weiteren Bedarf 
des Bundesverkehrswegeplans 2030 eingeordnet ist. Derzeit ist eine Umset-
zung dieses Straßenbauvorhabens nicht absehbar. Da es mit Genehmigung 
der Zielabweichung nicht mehr umsetzbar ist, wird auch keine Möglichkeit ei-
ner „kleinen Lösung“ mehr gesehen. Verkehrlich ließen sich aus Sicht des 
TLBV nur noch marginale Verbesserungen für den gesamten Bereich der 
Wartburgallee, Bahnhofstraße, Langensalzaer Straße erzielen. Die aktuellen, 
problematischen Verkehrsverhältnisse der B 19 zwischen der Innenstadt bzw. 
dem Bahnhof und dem Einkaufszentrum bleiben dann bestehen. 

Seitens des TLBV gibt es keine grundlegenden Einwände gegen die Realisie-
rung des Vorhabens, wenn die Stadt Eisenach die v.g. beschriebene Ver-
kehrsproblematik ausdrücklich akzeptiert, die mit der Realisierung der Zielab-
weichung einhergeht. Künftige Forderungen gegenüber der Straßenbauver-
waltung zur Verbesserung der Verkehrsprobleme sind damit ausgeschlossen. 
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3. Entscheidungsgründe 

Gemäß § 11 Abs. 3 Thüringer Landesplanungsgesetz (ThürLPlG vom 
11.12.2012, GVBl. Thüringen 13/2012 vom 21.12.2012) ist der Antrag auf Ab-
weichung von Zielen der Raumordnung im Regionalplan bei der oberen Lan-
desplanungsbehörde zu stellen. Gemäß § 13 Abs. 1 Nr. 2 ThürLPlG ist das 
Landesverwaltungsamt obere Landesplanungsbehörde. Insofern ist die Zu-
ständigkeit für die Durchführung des Verfahrens gegeben. 

Gemäß § 11 Abs. 3 ThürLPlG i. V. mit § 6 Abs. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) 
sind öffentliche Stellen und Personen des Privatrechts, die das Ziel, von dem 
eine Abweichung zugelassen werden soll, nach § 4 zu beachten haben, an-
tragsbefugt. Die Stadt Eisenach ist als öffentliche Stelle somit zur Antragstel-
lung berechtigt. 

Das Vorhaben der Stadt Eisenach steht im Widerspruch zu Ziel Z 3-5 des RP-
SWT, wonach die darin genannten, im öffentlichen Interesse erforderlichen 
Straßentrassen von entgegenstehenden Nutzungen freizuhalten sind. 

Die Entscheidung über die Zulassung der beantragten Zielabweichung erfolgt 
unter Einbeziehung der Stellungnahmen der Beteiligten und auf der Grundlage 
der Ziele und Grundsätze der Raumordnung. Neben der hier betroffenen Frei-
haltung von im öffentlichen Interesse erforderlichen Straßentrassen, ist das 
außerdem die konzentrierte Ausrichtung der Siedlungstätigkeit vorrangig auf 
vorhandene Siedlungen mit ausreichender Infrastruktur und auf zentrale Orte 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 2 ROG). Diese wird im LEP in den Grundsätzen 2.4.1 G und 
2.4.2 G unter den Prinzipien „Innen- vor Außenentwicklung“ und „Nachnutzung 
vor Flächenneuinanspruchnahme“ konkretisiert. Weiterhin sind Raumstruktu-
ren so zu gestalten, dass die Verkehrsbelastung verringert und zusätzlicher 
Verkehr vermieden wird (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 ROG). 

Das Landratsamt des Wartburgkreises stimmt der beantragten Zielabwei-
chung zu, ebenso wie die RPG-SWT. Das TLBV erhebt keine grundlegenden 
Einwände gegen die Realisierung des Vorhabens. Das erforderliche Einver-
nehmen gemäß § 11 Abs. 3 Satz 3 zur Zulassung der Zielabweichung ist somit 
gegeben. 

Die Erwartungshaltung des TLBV gegenüber der Stadt Eisenach im Zuge der 
Zielabweichung die bestehende Verkehrsproblematik zu akzeptieren und 
künftige Forderungen zur Verbesserung gegenüber der Straßenbauverwal-
tung auszuschließen, wurde unter Ziffer II. Hinweise und Anregungen der Ver-
fahrensbeteiligten vermerkt. 

Zusammenfassend ist in Abwägung der o.g. Tatsachen, Hinweise und Erfor-
dernisse festzustellen, dass es keine wesentlichen raumordnerischen Ge-
sichtspunkte gibt, die einer Zulassung der beantragten Zielabweichung für den 
Bebauungsplan Nr. 6 „Bahnhofsvorstadt“ entgegenstehen. Auch die Grund-
züge der Planung sind nicht berührt.  

Den Grundsätzen 2.4.1 G und 2.4.1 G des LEP wird durch die vorgesehene 
städtebauliche Neuordnung Rechnung getragen. Die raumordnerische Ent-
wicklungsperspektive des Entwurfs des geänderten Regionalplans Südwest-
thüringen (E-RP-SWT, Beschluss Nr. 06/371/2018 vom 27.11.2018) sieht die 
Verlegung der B 19 im vom vorhaben betroffenen Bereich des Bahnhofs Ei-
senach nicht länger vor. Hinzukommen die andauernden Hemmnisse bei der 
Realisierung des Vorhabens in der Vergangenheit sowie die belastbare, alter-
native Lösung mit der s.g. Rennsteigquerung, welche im E-RP-SWT unter Z 
3-2 Trassenfreihaltung Straße als B 19 Neubauabschnitt Wilhelmsthal – Ei-
senach festgehalten ist. 
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Durch diese Zulassung einer Abweichung vom Ziel 3-5 des RP-SWT werden 
nach anderen Rechtsvorschriften erforderliche Erlaubnisse, Genehmigungen, 
Bewilligungen oder sonstige Entscheidungen nicht ersetzt. 

 

 

 

IV. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese landesplanerische Entscheidung kann innerhalb eines Monats 
nach ihrer Bekanntgabe Klage beim 

Verwaltungsgericht Meiningen 
Lindenallee 15 

98617 Meiningen 
erhoben werden. 

 

 

Im Auftrag 

 

gez. 
Olaf Hosse 
Referatsleiter 
(ohne Unterschrift, da elektronisch gezeichnet) 


